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Nr. 13779.) Verordnung zur Anderung der Hauszinsſteuerverordnung und des Ausführungsgeſetzes 
zum Finanzausgleichsgeſetz. Vom 29. Auguſt 1932. 


Auf Grund der Verordnung des Reichspräſidenten vom 24. Auguſt 1931 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 453) zur Sicherung der Haushalte von Ländern und Gemeinden wird mit Wirkung vom 1. Juli 
1932 ab folgendes verordnet: 
Artikel L 
Der Zweite Teil der Verordnung zur Sicherung des Haushalts vom 8. Juni 1932 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 199) wird aufgehoben. 
Artikel II. 
Artikel IS 9 Abſ. 2 der Hauszinsſteuerverordnung vom 9. März 1932 (Geſetzſamml. S. 114) 
wird wie folgt abgeändert: 
1. Hinter den Worten „1. bei Mietwohnungen oder Teilen von Mietwohnungen“ wird 
eingefügt: 
a) wenn Mieter nachweislich eine laufende Unterſtützung aus Mitteln der öffentlichen 
Fürſorge beziehen, und zwar in Höhe des Betrags, um den die laufende Unterſtützung 
ſonſt höher ſein müßte, 
b) ſoweit Mietern nachweislich eine laufende Unterſtützung aus Mitteln der öffentlichen 
Fürſorge gewährt werden müßte, weil ſie ſonſt die volle Miete nicht zahlen könnten, 
2. Ziffer 1e erhält folgende Faſſung: 
c) ſoweit die Einziehung eines der geſetzlichen Miete entſprechenden Mietzinſes dem 
Eigentümer nachweislich nicht möglich iſt. 


Artikel III. 

1. Die bis zum 30. Juni 1932 geltenden Vorſchriften über die Höhe des Gemeindeanteils 
an der Hauszinsſteuer und über deſſen Verteilung auf die Stadt⸗ und Landkreiſe treten wieder 
in Kraft. 

2. Den Fürſorgeverbänden ſind die Beträge der Unterſtützungen, die von ihnen für die Zeit 
vom 1. Juli 1932 ab infolge des Fortfalls der Hauszinsſteuerſtundungen gewährt worden ſind und 
das Hauszinsſteueraufkommen geſteigert haben, zu erſtatten. 


Artikel IV. 

1. Wenn für die Zeit vom 1. Juli 1932 ab infolge des Fortfalls der Hauszinsſteuerſtundung 
eine laufende Unterſtützung aus Mitteln der öffentlichen Fürſorge bewilligt oder erhöht worden iſt, 
ſo fällt die Unterſtützung inſoweit vom Zeitpunkt der Wiedergewährung der Hauszinsſteuer⸗ 
ſtundung fort. 

2. Die den Mietwohnungsinhabern für den Monat Juni 1932 gewährten Hauszinsſteuer⸗ 
erleichterungen ſind bis zur Durchführung des Artikels II dieſer Verordnung, ſpäteſtens bis zum 
30. September 1932 weiter zu gewähren. Haben jedoch die Fürſorgebehörden auf Grund der Ver⸗ 
ordnung vom 8. Juni 1932 (Geſetzſamml. S. 199) bereits eine Entſcheidung getroffen, ſo bleibt 
dieſe Entſcheidung für die Gewährung und das Maß der Hauszinsſteuerſtundung maßgebend. 
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Artikel V. 
Die zuständigen Miniſter werden ermächtigt, Durchführungs⸗ und Ausführungsvorſchriften 


zu erlaſſen. 


Berlin, den 29. Auguſt 1932. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Für den Miniſterpräſidenten Zugleich für den Miniſter für Volkswohlfahrt 
und den Miniſter des Innern: Der Finanzminiſter. 
Bracht. Mit Wahrnehmung der Geſchäfte beauftragt: 
Schleuſener. 


(Rr. 13780.) Verordnung zur Anderung der Hauszinsſteuerverordnung des ehemaligen Freiſtaats 
Waldeck. Vom 29. Auguſt 1932. 


Auf Grund des Artikels 2 § 13 Abſ. 2 und 4 des zwiſchen Preußen und Waldeck über die Ver⸗ 
einigung Waldecks mit Preußen am 23. März 1928 abgeſchloſſenen Staatsvertrags in Verbindung 
mit 8 2 des Geſetzes über die Vereinigung des Freiſtaats Waldeck mit dem Freiſtaate Preußen vom 
25. Juli 1928 (Geſetzſamml. S. 179) wird mit Wirkung vom 1. Juli 1932 verordnet: 


Artikel I. 
§ 19 Abf. 2 Ziffer 1 der Hauszinsſteuerverordnung für den Freiſtaat Waldeck vom 18. No⸗ 
vember 1927 (Waldeckiſches Regierungsbl. S. 231) nebſt den dazu ergangenen Abänderungen und 
Ergänzungen erhält folgende Faſſung: 
1. bei Mietwohnungen oder Teilen von Mietwohnungen, 
a) wenn Mieter nachweislich eine laufende Unterſtützung aus Mitteln der öffentlichen 
Fürſorge beziehen, und zwar in Höhe des Betrags, um den die laufende Unterſtützung 
ſonſt höher fein müßte, 5 
b) ſoweit Mietern nachweislich eine laufende Unterſtützung aus Mitteln der öffentlichen 
Fürſorge gewährt werden müßte, weil ſie ſonſt die volle Miete nicht zahlen könnten, 
e) ſoweit die Einziehung eines der geſetzlichen Miete entſprechenden Mietzinſes dem 
Eigentümer nachweislich nicht möglich iſt. 


Artikel II. 
Die zuſtändigen Miniſter werden ermächtigt, Durchführungsvorſchriften zu erlaſſen. 


Berlin, den 29. Auguſt 1932. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Für den Miniſterpräſidenten Zugleich für den Miniſter für Volkswohlfahrt 
und den Miniſter des Innern: Der Finanzminiſter. 
Bracht. Mit Wahrnehmung der Geſchäfte beauftragt: 


Schleuſener. 
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